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Rechtsgedanken zu den norwegi!Cchen Kriegsverbrecherurteilen. 

Im Herbst 1941 fand im damaligen Reichssich(;rheitshaupts~t in BerUn 
eine Konferenz st3.tt, die sich mit der wachsenden Tätigkeit der nor­
wegis chen Widerstandsbewegung befasste und wie dieser Tätigkei t begeg-
net \verden konnte. Der damalige Befelllshaber der deutschen Sicherhei ts­
polizei in Oslo brachte von dieser Konferenz die Weisill1g mit, dass 
die deutEche Sicherheitspolizei in Norwegen kV-nftig 3.uch gegenüber 
norwegiEchen Widcrstancsleuten, die d8I:als in Deutschland schon 
seit Jahren übliche For~::c der verschärften Vernehnung anwenden dürfte. 
Bis zum Herbst 41 war die Anwendung von gewaltsamen Vernehmungs­
methoden gegenüber NorNegern nicht gestattet. In Strafverfahren gegen 
den hier zum Tode verurteilten und erschossenen Kriminalrat 
Siegfried Fehiller ist 1947 urteilssäEsig näheres über die vorgenannte 
Konferenz und was il!l Einzelnen in ihr zur Spn:.:c:le kam niedergelegt 
worden. Nach dieseill Urteil konnten festgenommene Wid.erstrilldspersonen 
verschlirft vernOlllillen werd en. 1.) in j ed e!2 Fall, wo Ci bsolu t fest- ' 
stand, dass der unter Anwednung von Gewalt zu Verhörende eine ille­
gale Arbeit von gewisser Be'deutung ausgeführt hatte, 2.) J:rtlsste fest­
stehen, dass der zu Verhörende mit den von ihm verlangten Auskünf­
ten'-und di ese Ausk1LYlfte sicb ge€,erl wicl"l tige Interessen d. es c eu tf:chen 
Reiches richteten und 3.) konnte Ge;:;"al t erst dann ange',,-end et werden, 
nachdem die übliche Verhörstecl'..nik ohne Erfolg ve:rs1l.cht worden war. 
Aufgrill~d dieser zentralen Weisung sind sei t ~lerb8t 1941 bis zur 
deutschen Kapitulation zahlreiche norwegische WidcrstCh'1dsle::tte 
verschärft verno~~en worden. Im Sommer 1944 fand im da~aligen deut­
schen Hauptquartier eine Besprechung s tc,tt, deren ~e3prächsthe:m.a 
der Bekä.rupfung des wachsenden Terrors seitens der norwegischen 
Wi erstandsbewegung galt. Nachd€.Gl von amtlicher norNegi:::cher Seite 
herausgegebenen :Buch "Gestapo in NorNegen, hat der damalige Beichs­
ko~issar Teerboven in Oslo in der fraglichen Besprechung den Vor­
schlag gemc.cht, den Gewal tmassnahillen der Widerst&"ldsbewsgung cl t 
gleichen h1assnahmen en tgegenzutreten. Das Buch zitiert wörtlich 
Hitlers Ausspruch "Terror wird mit Terror gebrochen"_ Für jeden 
getöte,f1'ten Deutschen werden drei Norweger getötet. tt und fährt dann 
fort, Teerboven habe sich nach seiner Rückkehr nach Oalo die S~che 
anders überlegt und eei zu dein Schlussgekommen, es bßi dem Verhält­
nis 1 : 1 bewenden zu lassen. Mit d er Durchf~hrung'der Aktion, die 
deutscherseits unter dem Decknamen "BlumenpflUcken" lief, wurde die 
Sicherheitspolizei beauftragt. In der Folge sind etwa 20 bis 25 
Norweger im Rahm.en dieser, Aktion erschoEsen worden. 

Die von Norwegen eingesetzten Kriegsverbrechergerichte haben die von 
deutscher Seite durchgeführten verschärften Vernehmungen und ,:5ie im 
Rah;nen der A:rl::tion Blumenpflücken erfolgten Erschiessungen für völker­
rechtswidrig erklärt und schwer bestraft. Seitens der Angeklagten 
wurden von Sondererklärungen im Einzelfall abgesehen, allgemein in 
rechtlicher Hinsicht folgendes vorgetragen. 
a.) die nOIi'l'egische Widerstandsbewegung ist nach Art ihrer Ent­

stehQ~g völkerrechtswidrig, 
b.) die von dEm Deutschen angewendeten Methoden - verschärfte 

VernehTIungen und Gegenterror waren nicht völkerrechtswidrig, da 
die nOT\vegische Widerstandsbe','.;egung Gleiches im Kampfe gegen 
die Okkupasionsill&cht tat, 

c.) die deutsch:.rsei ts angewendeten Eekäffipfllilgsmethoden waren aus 
einem staatsrechtlichen Norstandheraus notwendig und 

d.) die Angeklagten haben aufgrund ihnen gegebener Befehle und im 
Rahmen dieser Vorgesetzten Befehle, immer unter Ullwiderstehlichem 
Z\yfi@g gehandelt. ' 

Das Vorbringen unter a. ) zielt dahin ab;v~\iie 'Angehörigen der norwe­
gischen Widersto.ndsbewegung vökerrechtlich nls Freischärler anzusehen 
sind, deren Tätigkeit kein.Vökerrecht'schützt und die daher auch 
keinen Rechtsanspruch haben, nach den üblichen 
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Völkerrechtsregeln beharldel t zu werden. Es komme daher nicht 
darauf an, ob die getroffenen Gegel1IIlassnrüllJ.1en sich im Rahmen 
des Völkerrechts bewegten oder nicht. Bei dieser Einlassung 
hätte B2Jl erNarten müssen, dElSS die norwegischen Gerichte sich 
über den Rechtscharakter der norwegischen Widerstandsbewegung 
hätten erklären müssen. Das war aber nicht der Fall. Jedenfalls 
liegen keine ausreichenden Erklilirungen darii ber vor. In der;:]. Hö chst­
gerichtsurteil gegen die Kriminalbeanten Bruns, Schubert, Clemens 
glaubt das Höchstgericht über diese Frage hinwegzUkommen, indem. 
es angibt, dass die getroffenen Gegenmas:::nahmen au.f jeden-Fall 
rechtlich unbegründet seien. Dieses Urteil vom 3.7.46 ist in 
vielen späteren Urteilen insoweit Bezug genommen. Im Höchstgerichts­
urteil vom 12.2.48 gegen den Oberregierungsrat Flesch wird die 
deutsche Auffassung kurzerhand als unrichtig erklärt. Nach Ansicht 
des Votierenden war es klar, dass der Kampf der Widerstandsbewe­
gung in der Art, wie er gegen die Deutschen geführt ~~rde, nicht 
völkerrechtsstreitig sei. Die Frage, inwieweit ein solcher Wider­
stand gegen den Okkupanten völkerrechtsstreitig oder völkerrechts­
mässig sei, habe auch keüle Bedeutung für Qe.s zur Behandlun& stehen­
de Thema. Auch in dem Berufungsurteil g~gen Flesch vom. 12.2.48 
findet sich nur der Satz, es könne nicht gesehen werden, dass Guerilla 
(Partisanenkrieg) allgemein im Streit mit den Regeln des Vökerrechts 
stehe. Das sei soweit unbestritten. Es sei daher auch nicht nötig, 
näher auf Vorbringen und Würdiguu~g der Handlungen von norwegischer 
Seite einzugehen, auf die der Angeklagte sich berufe.· Flesch hatte 

- in dieser Einsicht folgendes vorgetragen: "Die Widerstandsbewegung. 
(Milorg.) verfolgte Vorbereitungen zu einem planmässigen Guerilla-: 
krieg zu treffen durch Ausbildung der Ziv,ilbevölkerung im Waffenge­
brauch uu~d durch ihre Aussteuer mit Waffen und Sabotagematerial, 
sprengstoffattentate, ausge:führt von Leuten in zivilen Kleidern. 
Deutsche Soldaten getötet durch zivil gekleidete Leute bei solchen 
Attentaten, teilweise sogar von Leuten,ausgeführt, die sich in 
deutsche Dnifor~en verkleidet hatten. Politische Totschläge von Leu­
ten, die in deutschen Diensten standen oder die der National Sanunli-M~ 
dienten. Besonders werden die Totschläge hervorgehoben an Polizisten . 
wie RaI±±RaRRR Martinsen und mehreren Lensmännern. Tötungsversuche 
an Rinan, Rogstad und Landgraf. Gift- und Bazillen8chläge gegeh den 
Angeklagten und seine Dienststelle, Belehrung von Leuten ffiit Methoden 
des flSielent Killing. tt Hervorgehoben wird, dass -~?,boteure und, . 
Waffen instrukteure von der Regierung ausgesandt wurden, die auch 
Waffen einschmuggeln liess. Die "Liquidierung" politischer Gegner 
wurde von Agenten ausgeführt, die von Schweden oder England g~­
schickt wurden, sie erfolgten aufgrund von Standrechturteilen in 
England. Die Saboteure wurden in England in speziellen Kursen oder 
Schulen ausgebildet. 11 .. 

Man hätte eine klare gerichtliche Stellungnahme zu dieser. Frage auch 
. erv'larten müssen, nachdem eine lZeihe prominenter Nor.,'leger eine ander­
weitige Stellungnahme in der Presse verlautbart hatten. Der in ganz 
Norwegen bekannte Stortingsmann und.Oberarzt Dr. Scharffenberg hat 
schon nach 1945 wiederholt zum Ausdruck gebracht, dass zwar die 
Deutschen bestraft werden müsstal, dass man sie aber nicht für etwas 
bestrafen könne, was man selbst getan habe, sonst säge man den Ast 
-ab, auf dem man selbst sitze und das Vertrauen in die Justiz wäre er-
schüttert. Der Osloer Völkerrechtslehrer Professor Andenäs hatte in 
einem. Vortrag vor dem Justizverein Oslo im Herbst 1947 sich dahin 
ausgelaqsen, dELss die .norwegische Wid erstandsbewegung völkerrechtlich 

. keinen Schutz beanspruchen könne. Die Angehörigen der Bewegung hätten 
zwar verdienstvoll für das Land gearbeitet, aber das besage nicht, 
dass sie es auch im Rahmen des Vökerrechts und·unter dessen Schutze 
getan hätten. And",ere Stimmen waren ähnlich. Umso erstaunlicher ist 
es, dass die Gerichte zu diesen Feststellungen niemals prinzipiell 
und JJ).it eingehender Begründung Stellung genommen haben. Das Nürn­
berger alliierte Uilitärgericht hat sich in den Verfahren gegen die 
sogenann ten Südos tgenerale ei ngehend zur Frage der völkerrechtlichen 
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Zulässigkeit des Ecndenkrieges geäussert. In diesem UrtEil werden 
u.a. folgende generellen Grundsätze f~~r den 3andenkrieg festgelegt. 
Ein Guerillakrieg besteht, wo nach der Kapitulation des Uauptteils 
der Streitkräfte und der Besetzung des Landgebietec der Rest der 
geschlagenen Armee oder die Einwohner selbst die FeindEeligkeiten 
fortsetzen, indem sie den Feind mit unorganisierten Kräften, die für 
ein Auftreten in offener Feldschlacht nicht stark genug sind, belästi­
gen. Der Zustand der Kriegsführung in Sinne des Vökerrechts muss fort­
bestehen, sodass den Partisanenscharen ein Recht auf den status eines 
kriegsflihrenden i.S. des Gesetzes zusteht. Dazu ist erforderlich, dass 
die Bandeneinheiten als Einheiten zu bezeichnen sind, wie es der 
militärischen Organisation entspreche. Die Titobanden hätten zwar, 
soweit sie sie bekommen konnten, deutsche, italienische und seroische 
Uniformteile getragen, auch den Sowjetstern als Bnblern getragen. Sie 
hätten auch teilweise unter einem Zentralkomm<~do gestanden und inso­
weit den Anforderungen genügt, die vom Gesetz an Kriegsführende ge­
stellt \~den. Im Allgemeinen sei dies aber nicht der Fall gewesen. 
Das Urteil bringt auch Ausf",hrungen, wie sich die Widerstandstätig-
keit der Titopartis&nen vollzog. Es heiGst, dass deutsche Soldaten 
die Opfer von überraschenden Angriffen wurden, nach deren Durch-
führung die Bande sich schnell zurückgezogen, ihre Waffen verborgen 
und sich unter die Eevölkerung gemischt habe, als ob sie harmlose 
Bürger seien. Schiessen auf Deutsche aus deJil. HinterhaI t sei gebräuch­
lich gewesen. Gefangene deutsche Soldaten seien oft gefoltert und 
getötet worden. Trans~rt- und Verkehrslinien sei grosser Schaden 
zugefügt worden~ Das Urteil befasst sich mit derlei Ausführungen ~ehr. 
Es kann als bekannt vorausgesetzt werden, da die herausgezogenen 3 Eln-' 
zelfragen schon ausreichen dürften, um den Nachweis zu liefern. dass 
die deutsche Ansicht tiber den Rechtscharakter der norwegischen Wider­
stEmdsbewegung richtig ist und die norwegische Widerstandsbewegung 
ebensowenig wie die Titobewegung Anspruch auf völkerrechtlichen 
Schutz erheben kann. 

Die letztgenannte Frage sei zunächst beha~delt, da sie keinerlei 
besonderer Ausführungen &aoc bedarf. Es wird in der Anlage eine Auf­
stellung beigefügt, die eine Reihe von Beispielen enthält, in welcher 
Form die norwegische Widerstandsbewegung sich in ihrer Tätigkeit 
auf die Interessen der deutschen Okkupationsmacht auswirkte. Die 
Aufstellung zeigt auch, in welcher form sich die6}~>._Betütigung vollzog. 
Die Schlussfolgerung, die das Nürnberger Urteil flir die Titobanden 
zieht, Rann daher bezüglich der no~vegischen WiderstandsbewegUng 
nur die gleiclj.e sein. Die Bandentätigkeit war genau dieselbe in Nor­
wegen wie auf dem Balkan. Die Frage, ob in Norwegen ein echter 
Guerillakrieg geführt wurde und die Teilnehmer der no~vegiechen 
Widerstandsbewegung als Kriegsfü~rende im Si~~e des Völkerrechts 
anzusehen sind, bedarf einer näh ren Erörterung. 

Die norwegische Widerstandsbewegung führte den Namen Heimatfront. 
In d er Organisation dieser He1.matfront traten als Träger des aktiven 
Widerstandes die sogenannten Militärorgunisationen und verschiedene 
kommunistische Sabotagegruppen hervor. Die zentrale :b'ührung lag bei 
der nach London geflüchteten norwegischen RegierUng. In Norwegen 
selbst befanden sich nur die Führer der einzelnen Untergruppen, die 
ihrerseits auf direktem Funkwege oder über aus· Schweden oder sonst­
wie ins Land gekommenen Agenten mit London in Verbindung standen. 
Nach den vorerwähnten Feststellungen't,des Nürnberger Gerichtes ist 
in 1. Linie zu prüfen, ob das Land Norwegen während der gesamten , 
Besatzungszeit als im Zustand der Kriegsführung mit Deutschland anzu­
sehen ist. Die Fragem- ob Deutschland sich mit Norwegen überhaupt im 
Kriege befunden habe~ ~ an sich völkerrechtlich nicht ganz klar~ 
Auch in Norwegen gibt es heute noch einsichtige Personen, die das 
mit guten und stichhaltigen Gründen verneinen. Rier auf diese Dinge 

,genauer einzugehen,erübrigt sich, weil die Frage aus anderen Er­
wägungen zu verneinen ist. Am 10.6.40 hat die no~vegische Armee 
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in Dronthei"C. in Vereinbarungen zwischen Bevollmächtigten deutschen 
und norwegi cchen höheren K 0::m:n2 nd 0 stell en endg;il tig und bedinglL'1.gslos 
kapitulieTt, nachdem die meisten Teile der nonvegiEchen Armee auf dem 
Kampfplatz schon vorher vor den ihnen gegenüberliegenden deutschen 
Einheiten kapituliert hatten. Seitdem befand sich Norwegen im Zustand 
der Besetzung und hat aufgehört auf j eden Fall kriegsfiihrende !{acht 
zu sein. Es gab in dieser Zeit nicht einmal mehr Reste cinGr nOlwe­
gischen Armee, die noch den Krieg auf eigene Faust fortsetzten. Es 
gab in dieser Zeit auch keine Einwohner des Landes, die die Feindselig­
keiten fortsetzten, dies UJD.soweniger, als von norwegische n InteTims­
behörden damals alles geten wurde, um die durch die Feindseligkeiten 
hervorgerufenen Schäden zu beseitigen und das Verhältnis des Landes 
zu den deutschen Okkupanten friedfertig zu g€stalten. Erst im Verlaufe 
des Jahres 1941 fanden sich l\forweger ZUS&illme:rDj: die sich un die Verein­
barung, sich jeder Tätigkeit gegen Deutschland und seiner Verbündeten 
zu enthalten, nicht mehr kehren wollten. Vor allen Dingen waren es 
zunächst ehenalige norwegi[:;che Unteroffiziere, die sich in die von 
der Exilregieru.."'1g in London mit I.lili tärorganisation - der Nase erklärt 
sich vo~ selbst - bezeichnete Kaflpfgruppe der Heißatfront aufnehmen 
liessen. Von der Milorg. war in diesen Jahren auch nur seh,r; wenig 
zu bemerken. Erst als sich das Kriegsglück entscheidend z~Jß~ten 
Deu tschlands verlagerte und l~orvvegen als Invasiol1sbasis in Erwägung 
kam, wurde der Widerstan,d sehr stark und immer stärker bemerkbar. 
Die kurze Schilderung des Ursprungs der eigentlichen Widerstandsbe­
wegung zeigt schon, dass von einer Fortsetzyng der Kriegführung in 
Nonvegen nicht die Rede sein kann. Sie zeigt im Gegenteil, dass die 
Widerstandsbewegung durch Bruch eines vökerrechtlichen Vertrages, 
wie die bedingungslose Kapitulation darstellt, entstanden ist. Was 
aber aus einem Bruch des ~6lkeTrechts überhaupt erwachsen ist, kann 
fUr sich nicht die Vorteile des VöLkerrechts in Ansprach nehmen. 
Das Nürnberger Urteil stellte tn der 2. hier zitierten Prage heraus, 
dass die Titobanden nicht als rechtflässig Kriegsführende angesprochen 
werden könnten, da sie keine Einheiten seien, wie es der militärischen 
Organisation entspreche. Die norwegische Milorg. muss zwar als nach 
militärischen Masstäben organisiert angesehen werden. Das ist aber auch 
das einzigste Zugeständnis, ~~s mF~ ihr in dieser Hinsicht machen 
kann. In dem norwegischen-französischen Film "Schweres Wasser" ist 
nach 1945 in fast ganz EtlrOpa gezeigt worden, wie sich der norwegische:. 
Widerstand im Einzelnen abgespielt hat. Der Film geht aber an den 
wahren Tatsachen vorbei. Ausser dem Kommando Raid "auf' die Schwerwasser­
fabrik in ~ukan ist kein Fall bekannt, wo Angehörige der Milorg. 
in Uniform tätig geworden sind. Es steht wohl fest, dass die Milorg.­
Angehörigen die in späteren Jahren alle in England auf ihre Tätigkeit 
ausgebildet wurden, eine Uniform besessen habe~, jedenfalls zugröss­
ten Teilen, aber getragen hat diese Uniform bei Aktionen niemand. 
Kein Widerstandsmanll unterschied sich äusserlich erkennbar von der 
sonst friedlich ihrem Beruf nachgehenden Zivilbevölkerung und tauchte 
auch nach seiner Tat in der Zivilbevölkerung unter, so deren väker­
rechtlichen Schutz für sich ausnützend. Es bleibt als Schlussfolgerung 
sonach nicht die Ansicht der norwegiechen Gerichte übrig, dass die 
norwegische Widerstandsbewegung unstreitig völkerrechtsmässig gewesen 
sei, sondern nur die Feststellung übrig, wie sie das alliierte Ge­
richt in Nürnberg traf. DiEl'se aber geht dahin, dass die Banden nicht 
den An~orderungen genügten, die vom Gesetz an Kriegsführende gestellt 
werden und das bedeute~ gleichermassen, dass ge~angene Mitglieder 
dieser RKNE~ ungesetzlichen Bewegung nicht beanspruchen können, 
nach ihrer Gefangennahme als Kriegsgefangene behandelt zu werden. Das 
Nürnberger Urteil kommt zu der Konklusion, es könne den Angeklagten 
die Tötung solcher gefangener Mitglieder der Widerstandskräfte, die 
ja Freischärler waren, mit Recht nicht zur.Last gelegt werden. 

Es bleibt zu dieser Frage jetzt nur noch zu prüfen, ob die i~n Rahmen 
der deutschen Gegenmassnahmen gegen gefangene norwegioche Wider­
standsleute getroffenen Mittel nicht den F~hmen des Zulässigen über-
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schritten haben. Dss Südost-Urteil stellt als generelle Rechtsform 
auf, dass l,ienschenleben nicht willkürlich genommen werden können. Es 
fordert in erster Linie als sichersten cchutz gegen willkürliche, 
rache süchtige oder launenhafte A.nwendung des Rechtes, Menschen zu 
erschiessen, d2.s Vorangehen eines fairen Gerichtsprozesses • Nur Vi enn 
nicht die Notwendigkeit der Ergreifung sofortiger Massnabmen posi­
tiv dargetan werde, dann sei die Hinrich~g von Geiseln oder Sühne­
gefangenen ohne richterliches Verfahren ungesetzlich. TIds Urteil, 
lässt also die Erschiecsung von Geiseln unter gewissen Ausnabr!1ezu­
ständen als letztes Mittel zur Aufrechterhaltung von Ruhe und Ord­
nung in besetzten Gebiete;c gerechtfertigt. Hur d':.irfe diese Massna.hrr.e 
durch menschliche Anwendung nicht bis zur Unkennt1ichkeit entstellt 
werden. Bei Zugrundelegung dieser Grundsätze, die sich im übrigen 
auf Geiseln und nicht auf völkerrechtslose Widerstandsleute beziehen, 
d~trfte es keinem Zweifel unterliegen, dass die deutschen Gegenmass­
nahmen in Norwegen mit völkerrechtlichen Anschauungen übereinstimmen. 
Die Durchführung verschäriter Vernehmungen, die fUr den passiv Be­
teiligten zwar grösste körperliche Pein zur Folbe hatten, spielte 
im lilihmen der zuvor dargelegten Grundsatze wohl kaum eine Rolle. Es 
handelt sich hier nur um vorübergehende Qualen, die norwegi~chen 
Gerichte stellten das wiederholt fest illld verneinten langwierige 
gesundheitsschädigende Folgen. Aber auch die im Rahmen der Aktion 
"BlumenpflückenIl durchgefthrten Gegenmassnahmen können in keinem. 
anderen Licht erscheinen. Die norwegi~chen Gerichte haben in diesen 
Fällen zwar festgestellt, dcss dieEe Gegenmassnahrnen grössere Ver­
brechen darstellen als die Tötung von Geiseln. Bei einem näheren, 
Vergleich, der im Süd-Osturteil :festgelegten Tatbestände kann es a.ber 
nicht zweifelhaft sein, dc~ss auch die in dieser Hinsicht durchgeführ­
ten deutE.:chen Gegenaktionen durchaus sich im Rahmen des Völkerrechts 
bewegen und nicht über das Ziel hinaus schiessen. Hinzu kommt noch, 
worauf weiter unten nGC~i näher eingegangen wird, d ass die Yollzugs­
beamten dieser Gegenaldion davon unterrichtet wurden, dass die Tötung 
von Widerstandsleuten au:fgrund von ergangenen Standgerichteu.rteilen 
erfolgte. 

Der Einwand, die angev:endeten Gegen";:Dassnahmen seien völkerrechtlich 
als Repressalien anzusehen, ist wiederholt erhoben worden. 'Regend er 
An\vendung verschärfter Vernehmungen, in den norwegischen Urteilen 
immer mit Tortur bezeichnet, hat sich das norwegieche Eöch6tgerich~ 
in dem bereits erwähnten Urteil vom 3.7 .46gegenc''Bruns, Schubert, 

- Clemens zur Repressalienfrage erst:nalig geäussert. Es heisst in die-
',sem Urteil: "So weit ich sehe, ist keine der ausgeführten Tortur- ' 
handlungen in Wirklichkeit als Repressalie ausgeführt worden. Zweck 
einer Repressaiie seitens eines Kriegführenden ist, den Gegner zu 
zwingen, in Zukunft sein Auftretep. zu ändern und die anerkannten 
Regeln einer rechtmässigen Kriegführung einzQhalten. Soll dieses 
Zi.el erreicht werden, müssen, wie mir scheint, die Repressalienhand­
lungen auf eine solche Art ausgeführt werden, dass der Gegner von 
ihnen Kenntnis erhält und von ihrem Charakter als Repressalie. Das 
folgt aus Art und Charakter der Repressalie selbst. Die fteutschen 
Torturhandlungen gegen Gefangene haben di~sen Charakter nicht ge-
habt. Während der ganzen Okkupation kam von deutscher Seite keine 
Andeutung, dass die Torturhandlungen den Zweck hätten, Repressalien 
im eigentlichen Sinne gegen Aktionen der Milorg. zu sein. Die Hand­
lungen wurden als deutsche Polizeimassnahmen bei der Nachforschung 
ausgeführt, um sich Kenntnis über interessante Verhältnfuse zu ver­
schaffen. Kenntnisse, die Anlass zu Bestrafung von HOr\'{egern geben 
konnten oder vielleicht im Einzelfall auch-zu wirklichen Repressalien­
handlungen, um solche Vorkommn.isse zu beenden, weswegen man diese Kennt 
nis gerade haben wollte. Es spielte keine Rolle, dass der Gegn'er 
Furcht vor diesen Untersuchungen bekam. Verschä.rfte Vernehmungen 
wurden daher nur als ein ganz internes deutsches Anliegen ausgeführt 
und körm,teri unmöglich selbst als Repressalienhandlungen angesehen 
werden. Bezüglich des Eepressaliencharakters der verf~chärften Ver? 
nehmung wird auf dieses Höchstgerichtsurteil in vielen anderen Ent-
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scheidungen Bezug genommen. In der Str[:fsache geEen den Kriminal­
sekretär Josef S e u f e r t u.a., dieweben Teilna~e an der 
Aktion "Blumenpflücken lt in drei Totschl gsfällen bestraft welrden, 
fUhrt das Lagman..'1sgericht Oslo zur Frage aus i

' 11 Der im Höchstgerichts­
urteil gegen Bruns vertretene rethtliche Gesichtspunkt ist euch in 
der vorlie genden Sache anzuwenden. Ohne dass es not\:>,endig ist, auf 
die }l'rage der allge:n:e:lnen RechtB2.ssigkei t sogenannter Repressalien 
während eines Krieges einzugehen, findet ds~ Gericht es ale entschei­
dend, dass man in diesem. Falle gar nichts get2..ll habl, um die nor­
wegiGche Bevölkerung zu llilterrichten, dass Repressalien der hier zur 
Verhandlung stehenden .:'irt angewendet werden w:1irden. Ur:d weit davon 
entfGrnt etwas zu tun, um Sabotage oder Liquidation VOll norwegischer 
Seite vorzubeugen, seien die Totschlagsdelikte noch auf eine solche 
Weise ausgeführt worden, dass sie das Aussehen hatten, als seien sie 
von der Hei=latfront selbst vorgenon:.men worden. rt In der Berufu!lg gegen 
dieses ,~rteil ist einschlägig hierzu ausgeführt worden: " :Liese Tot­
schlagsdelikte stellen sich als Repressalienhandlungen dar, und sind 
als solche auch unzweideutig ausgedrückt in den Formulierungen der 
Anklage. Dort heisst GI! mit klaren Worten, dass diese Tötung~ ein 
Glied der GegeIL'Uusßnabmen der deutschen SicLerheitspolizei gegenüber 
der Li~uidierung hervorragender deutscher und nonvegischer Nazisten 
durch die Heimatfront waren. Zweck dieser Handlungen war gerQde, 
wie es im Höchstgerichtsurteil gegen Bruns heisst, den Gegner (Heimat­
front) zu einer künftigen Änderung seines Verhaltens ~~d dazu zu zwin­
gen, die anerka::illten Regeln für eine gesetzliche Kriegführung einzu­
haI ten • .Dilr Gegner ; .. ar die Heirnatfront (Milorg.) und es muss beson­
ders hervorgehoben werden, dass die Angehörigen dieser organisierten· 
Widerstandsbewegung sich klar darüber waren, dBSS Tötungen vollzogen 
wurden und dass sie den Charakter von Repressalien hatten. Es müsse 
darnach ohne Bedeutung sein, eb die Tötungen vor dem norwegischen 
Volk sonst kamufliert wurden, sodass es den Anschein hatt~, als hätte 
sie die IIeimatfront vorgenommen. ".Das Höchstgericht findet, dass die -
Berufung insoweit zu nichts f~hrt. Ausser der bereits zitierten Ent­
scheidung in Sachen Bruns wird auf das Höchstgerichtsurteil vom 
12.2.48 dieserhalb auf die sache gegen Flesch venviesen. Da die in 
dem zur Entscheidung stehenden Fall zu behandelnden Totschlage in 
der Weise ausgefüb.rt seien, dass sie aussehen, als wären Täter Ange­
hörige der norv;egiechell Widerstandsbewegung selbst und sie offenbar 
in erster Linie ausgeführt worden wj3.ren, um.dieWiderstandsbewegung 
zu vervvirren und sie in Misskredi t bei der Bevölkerung zu bringen, 
könnten die Totschläge schon aus diesem Grund nicht als Repressalien­
handlungen angesehen werden. 
In demerwähnten Eöehstgerichtsurteil gegen Fleseh heisst es: "Die 
Meinungen über die Rechtmässigkeit von Repressalien gehen unter 
den xnn::rrEKkilbdtRN Völkerrechtlern auseinander. Soviel kann aller­
dings gesagt werden, dass eine Repressalie nicht als rechtlich relevant 
anerkarL."1t werden kann, wenn aie nicht d€Iil Gegner bekannt gegeben wur­
de, oder allS der Handlung selbst hervorgeht, dass sie eine Hepressalie 
ist und gegen. welche Hsndlung des Gegners sie sich richtet. Keine 
dieser Bedingungen sind im vorliegenden Fall erfüllt. Nichts wurde 
über. die DurchfÜt"lrung dieser Repressalien bekannt gegeben und die 
Si tua tion war- nicht so, dass der Gegner aus den nähEören Umstä.'1den 
der Ausführung schliessen kOllilte, es handle sich um eDle Repressalie. 
Ausserden sei zu bermerkeh, dass die Handlungen sich nicht als eine 
Gegenmassnahme gegen bestin::m te Yölkerrechtsbrtiche od er ein bestiL:lm­
tes nach. deutschem RGcht strafbares Verhalten der Bevölkerung dar­
stelle.!! In den meisten Urteilen wird ausserdem noch angefJhrt, dass 
der Vollzug von Erschiessungen nach dem Völkerrecht nicht zulässig 
sei. Es sei denn, dass vorher eine Rechtsentscheidung vorausgegangen 
sei, in der der Angeklagte zu hören, sein Verhalten auf jeden Fall 
auf eine redliche weise zu prttfen sei. Im Falle des Kriminalsekretärs 
Dudeck wird vom Lagmannsgerichtendlich erwähnt, eine Repressalie 
könne nicht darul angenommen werden, wenigstene nicht im Sinne des 
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Vdlkerrech ts, wenn die Erschi essung von Gefangenen ni ch t im 
Voraus Els Repressalie kundgegeben werde. 
Zu dieser Auffassung der norwegic:chen Gerichte ist folge::-ldes 
z~ sagen: ~as die Darchführwlg verschärfter Vernehmun;en angeht, 
so ist der Auffassung, dass eine verschärfte Vernehrr:ur:g nur 
Mittel zum Zweck gewesen· sei, zwar zuzustiBmen. TIaraus ergibt 
sich aber nicht, dass rechtlich solche Vernehmungen nicht :J.ls 
Repressalien angesehen werden können. Es ist oben bereits auf­
gef~lhrt worden, dass von dem :Bestehen einer norfVegisc:hen Wider­
standsbewegung in den dR ersten Okkupationsjahren wenig zu merken 
war. Es ist auch dargetan, düss die A.nwendung verschärfter Ver­

neh::nungsmethoden in Nonvegen zUJlächst verboten war. Aus dem. Fehmer­
Urteil ergibt sich eindeutig, dass die Einführ.J.llg der Besti:rn:mungen 
über verschärfte Vernehmungen erst erfolgten, alo ffiun sicll im 
Herbst 1941 deutscherseits der ~achsenden TätiGkeit der Widerstands­
bewegung nicht mel~.r anders erwehren konnte. Es steht daher zunächst 
~e8t, d2ss di~ verschärfte Vernehmung eine echte GegeTh~ESsnahme 
war, UllQ aus8chliesslich darauf abzielte, den völkerrechtswidrigen 
norwegL:;chen Widerstand zu br'2cheil. Im Einzelnen wird rum aber 
folgende "Überlegungen anstellen m~ssen. Der gefan;;ene Widerstands­
mann, der um eine völkerrechtswidrige 7ätigkeit der Widerstandsuewe-

. gung weiss, beendet seine Aktivität für jie Wide:rstsl1dsue7;egUl1.g 
in dem Augenblick SeL'l.er Gefangennahme nicht. Es ist Bit ilti-r:. nicht, 
wie bei einem gefangenen regulären Soldaten, fJ..:r den Iilit de::'Jl Beginn 
der Gefangenschaft der Krieg aus ist. Ler Widers-tands:lc.llll weiss 
vielmehr, dass seine :Bewegu.....~g den Kampf mit den .:.11 tteln und. den 
ihm bekannten speziellen Ziel im Einzelfall fortsetzen kalli~, wenn 
er nur seine Geheimnisse nicht preisgibt. Nicht sein l'ätigwerden, 
sondern eben dieses sein Scn·Neigen stGll teine ?di twirku..ng bei der 
Fortsetzung volkerrechtswidriger Angriffe dar. Dies es sein Sch7,'ei­
gen ist die völkerrechtswid~ige llandllh~g und gegen dieses Schweigen 
wendet sich die verschärfte Vernehmung, also die Anwendung einer 
nach damaligem deutschen Röcht nicht einmal strafbaren Handlung. 
noch einfacher ist die Argu.mentation bei den vorgekommenen Tot­
Bchlagsfällen in Rahmen der Aktion f1Blumenpfliicken". Insbesondere 
is t hie rauf d en Fall d es Kriminals ekretärs Heinrich Vierke zu ver­
weisen, In seiner Sache wurde er der Eeteiligung an einem TotSChlag 
schuldig befunden (Gehilfenschaft) und dieser To't"schlag richtete 
sich gegen einen Norweger, der unbestritten einer sogenannten 
Liqu1dation8gruppe angehörte. Solche Liquidationsgruppen hatten 
den Auftrag,. in hinterhältiger und geheimnisvoller Weise wahllos 
Deut"8che und Norweger, die lästig waren, zu töt"en. Die Gruppen ha­
ben sich im Allgemeinen a~ angebliche Verurteilurlgen dieser Leute 
durch ein. Standgericht in London berufen. In vielen Fällen haben 
sie aber auch eigenmächtig gehandelt, sich entweder an keinerlei 
Weisurysen der- Widerstundsleitung gehalten oder solche Weisu..'1.gen über­
schriftten. Es illlterliegt in diesen Fällen keinem Zweifel, dass 
deutscherseits die gleichen Massnahmen ergriffen werden konnten, 
illld dass diese Mas6nahmen als Repressalien anzusehen sind. Oppenheim 
8.tell t in seinem"Völkerrecht" ausdrücklich fest, dass eine krieg­
fii.:."lrende Partei auf kriegsverbrecherische und sonstige nicht erlaub­
te Kampfmethoden mit Repressalien, also gleichwertigen Methoden 
antworten. kalLn. Dass Liquidationsgruppen nach abendländischen 
·RechtsauffasslliLgen niemals gesetzmäseig handeln konnten, bedarf 
keiner besonderen Erwälulung. 
Es bedarf in diesem Zusammenhang noch des Hinweises~ai!~e im Zuge 
des Gegenterrors durchgeführten Massnahmen sich sehr wohl mit dem 
Begriff Repressalie in Einklang bringen lassen, auch weun die ein­
zelnen Aktionen kamufliert wurden. Die GegeD...mam:mahm.e richtete sich 
in diesem Fall nicht gegen die Zivilbevölkerung oder gegen eine 
ganze Gruppe von Wider8tandspersonen~ sondern zielte ausdrücklich 
auf bestimmte Einzelpersonenab, die als Widerstandsleute getarnt 
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sich unter der Zivilbevölkerung aufhielten. Dass die sonst un­
tätige Zivilbevölkerung nicht beunruhigt wurde, war der ureigen­
ste Sweck dieser Kamuflierungen. Das hatte aber mit d-er Rechtsfra­
ge ebensowenig zu tun wie etwa ein sonstiger staatsakt, der nicht 
in der allgemeinen und in der Bevölkerung bekannten Weise durchge~ 

führt wurde. 

An sonstigen Bedenken zur norviegicchen Rechtssprechung ist folgen­
des zu sagen: In allgemeinen ist 6S zwar üblich und setzt es der 
Begriff der Repressalie notvrendig voraus, dass die G-egenmassnahDe 
vor ihrer Ergreifung den anderen Teil bekanntgegeben werden muss. 

Nur wenn d&s geschehen ist, ist die Gegenseite in der Lage, ihr 
Verhalten zu ändern. Lies gilt für Friedenszeiten auf alle Fälle • 

. Nach einheitlicher internationaler Auffassung ist eine solche vor­
herige Verkündungin Kriegszeiten aber nicht erforderlich. Es wäre 
auch widersinnig, 80 etwas an Fo:rn:alitäten in Kriegszeiten zu ver­
langen, wo so nancherlei Formalitäten der Friedenszeit liber Bord 
geworfen werden. In Kriegszeiten genüg t es, dasa die Repressalie 
als von der Gegenseite herrJhrende Uassnahme in Erscheinung getre­
ten ist. Letzteres war aber be,i der nOrNegicchen Widerstandsbewe­
gung stets bekannt. Deutscherseits ist in all den Besatzungsjahren 
in Reden Q~d in Zeitungsartikeln darauf hingewiesen worden, dass 
Widerst81ld mit schärfsten Mitteln vergolten 1}/iJrde. In gleicher 
Weise ist darauf hinge\'riesen worden, dass Totschläge an Deutschen 
und an in deutschen Diensten tätigen Nornegern in gle~cher Woise 
vergoltenv~rden. Der Widerstandsbewegung war auch bekannt, dass 
Träger dieser Gegenaktionen die deutscheSiche;h~i tspolizei_-war. 
Diese Kenntnis hat sich 'in zahireichen Radiomeldungen aus London 
bestätigt, indem einzelne Beamte, die besonders viele Verschärfte 
Vernehmungen durchgefUhrt haben, besonders genannt wurden, oder 
wenn Erschiessungen im Zuge der Gegenaktion am Londoner Rundfunk 
auf deutsche Tätigkeit zurJckgeführt wurde. Was aber in London 
bekannt war, wusste auch jeder WiderstandsangehC5rige im Lande. 
Es bleibt daher unverständlich,,;üe norwegit:che Gerichte nach träg-

., 

lich feststellen konnten, diese Tatsachen seien nic~tbekannt ge-
worden li:ld seien auch nicht bekannt gewesen. Die Gerichte beschei­
nigen sich daLÜ t nUl, etwas nicht gewucst zu haben, was jeder 
Patriot vrosste. 

Auch die sonst von den norwegischen Gerichten verlangten Voraus­
·setzungen sind durchaus erfüllt. In den ersten Jahren der Besetzung 

wurden schwere Fälle von Widerstand häufig dem Reichskriegsgericht 
zur EntEcheidung und Verurteilung übergeben. Sie endeten reglrnässig 
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mit Todesurteilen wegen Vorbereitung zum Heckenschützenkrieg. 

Aufgrund zentraler Abmachungen von höchster Stelle in ::Berlin 
wurde dc:s Reichskriegsgericht in späteren Jahren wegen Arbei ts­
überlastung mit solchen Fällen nicht mehr befasst. Im Zuge der 
Übertragung der Gerichtshoheit für Ausländer auf die Sicherheits­
polizei trat anstelle des Kriegsgerichtes für Norwegen die Poli­
zei. In Fällen, wo im Zuge der Gegenaktionen Widerstandsleute 
zu erschiessen waren, wurde diese Aufgabe auf höchsten Befehl 
noch besonders der Sicherheitspolizei übertragen. Ob in Einzel­
fällen durch Einsetzung von Standgerichten die zu Erschiessenden 
vorher in einem formellen Verfahren zum Tode verurteilt worden 
sind, lässt sich mit Sicherheit heute nicht mehr sagen. Sämtliche 
Beteiligten sind tot. Nachdem, was aber verlautbar \7Urde, "haben 
sich die Auftraggeber der mit dem Vollzug beauftragten Beamten 
auf das Vorliegen von Standgerichtsurteilen berufen. ,Den einzel­
nen Beamten ist im Einzelfall immer erklä.rt worden, dass der zu 
erschiessendedurch Urteil eines Osloer Standgerichtes in Abwesen­
hei t zum Tode verurteilt worden sei. In Fällen, wo derlei h~ass­
nahmen entfernt im Lande durchzuführen waren, ist den örtlichen· 
Dienststellen über FeTI1Schreiber das Todesurteil; das zu vollzie­

hen war, mitgeteilt worden. Es ist sonach anzunehmen, dass in 
allen Fällen ein den damaligen deutschen Bestimmungen genügendes 
Gerichtsverfahren den Urteilsvollstreckungen vorausgegangen ist. 
Das wollen die norwegischen Gerichte heute natürlich nicht ane~ 

• 
kennen. Sie heben insbesondere hervor, dass derlei Verfahren 
nicht den geringsten Anforderungen entsprechEni~"c;die, an ein"'Ge­

richtsverfahren zu steilen seien. Es sei nicht einmal der Ange­
klagte gehört worden. Ausserdem sei eine Urteilsübermittlung 
durch Fernschreiber bedenklich. Dem ist mit Recht entgegengehal­
ten worden, dass die von den Liquiuationsgruppen vollzogenen 
Totschläge nicht. ohne ein besseres Gerichtsverfahren geschehen 

. ~ 

seien. In di esen Fällen wurde von norwegiscner Sei te stets darauf 
berufen, dass die zu tlLiquidierenden".von einem Standgericht. in 
London zum Tode verurteilt worden seien, was sich von deutscher 
Seite natürlich niemals nachv,'eisen lässt. Es bleibt aber, aelbst 

. wenn dem. so wäre, immer noch der Einwand, dass in diesen Fällen 
der zu Liquidierende ja au.ch nicht vernommen wurde, das Urteil 
in Abwesenheit gesprochen wurde und die Urteilsübermittlungund 
der Volizugsauftrag häufig nicht einmal auf dem Schriftwege, sondel: 
nur über Kurzwellen·funk: erfolgt sind •. Di~:.p.orwegischen gerichtlichE 

-.":....... .' 

überprUfungsmassnahmen waren daher um keine~. Deut besser als die 
.", 
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deutschen Gerichtsve::::fahren, ir::. Gegenteil, sie waren um vieles 

schlechter. In den Strefverfahren wurde den deutschen Angeklag-
ten regelmässig vorgeworfen, sie hätte erkennen müssen, dass es 
sich hiernicht ill~ einen ordentlichen Gerichtagang gehandelt haben 
könnte. Abgesehen davon, dcss die mit dem Vollzug der ME'ssnahmen 
beauftragte2.'l Beamten keine Juristen waren,u....YJ.d Reoht oder Unrecht 
in diesem Falle gar nicht prülen konnten, 30 hätten sie im Fall 
der Pl~fung doch zu keinem anderen Ergebnis kommen können, als den 
gegebenen Befehl auszuführen. Um ein gerechtes Urteil finden zu 

können, hätten die norwegicchen Gorichte d~e Rechtslage beachtan 
müssen, wie sie sich seinerzeit für den Täter darstellte. Es war 
die deutsche Rechtslage zu berücksichtigen,! weil nach völkerrecht­

lichen Auffassungen der Okkupant ~eine Rec~tsanschauung mit in 
des besetzte Le.nd bringt. Rahh deutschem. Recht konn ten aber in 
keinem einzigen Fall Bedenken in die Rcchtm~ssigkeit der Tat auf­
kommen. nen vollziehenden Beamten war bekannt, dass danals Aus­
länder der ordentlichen Gerichtsbarkei t entzoge~'l waren und diese 
durch die Staatsfoliezi verurteilt vrurden. Wenn ein Beamter mit 
der Vollziehung eines Urteils be auf' tragt wurde, und er das Urteil 
auch, wenn es nur fernEchri:ftlich mitgeteilt war, zur Kenntnis 
genoDlaen hatte, dann konnte er annebmen, dass die rechtli'chen 

Voraussetzungen des Urteils bei höherer vorgesetzter Stelle ord­
nungsge:!lläss geprU,ft worden waren. In diesem Sinne hat' das Schwur­
gericht in Flensburg im März 1950 noch einen deutschen Stapobeamten 

wegen eines ähIllichen gelagerten Falles freigesprochen. Indem 

Urteil gegen die Südost-Generale wird die Ansich't"vertreten-,' 
wenn die Unrechtmässigkeit eines Befehls dem UntergebenenC'nicht , 
bekannt war und man von ihm,biltige,rweise die Kenntnis derUn-
rechtsmässigkeit nicht erwarte~konnte, der Untergebene immer ge-

I 

deckt ist. Bei Anwendung des:g~eich~n Grundsatzes hätte in allen 
1 0 ' 

Fällen der deutschen Gegenakttdn~ in NoY\."egen Untergebene in Ror­
l ; ~ _ : 

wegen nicht bestraft werden könne~ Bei ihnen fehlte es an'der \, , , 

Einsich~sfähigkei t, prüfen'; Zn;~(Elnent cb etwas völkerrechtlich 
erlaubt/war. In Einzelfällen ;~ing die E::!,.nlassung der Angeklag-

" " ~ l. ' " 

ten dahin, die getroffenen,Ge?er~a.ssnahmen seien: einer Art staats-
notstand entsprungen ~d a~cha'llf:diesem Gr..mde zulässig. So v .. ·ar 
es insbesondere im Falle F:j..esch,\ vor dem nOr\'legischen Häehstgericht.' 
Das Höchstgericht stellt a~,er :f'~st:, es sei in einer Reihe von 
Höchstgerichtsurteilen fe.S~gele~t,'dass ein solcher Notstand 

. I . : i~ . ". 

" völkerrechtlich nicht hal t'bar ~p,i ~ . Nähere Ausführungen darUber 
fehlen. In anderen Urteilen iSi-p der Einwand überhaupt nicht be­
achtet worden und finden sielt dKherauch keinerlei Ausführungen 
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darüber. Man hätte das aber umsomehr erwarten müssen, als Norwegen 
für eich sel"bet eine Staatsnotwehr/in Anspruch nimmt. Es wird auf die­
se R6chtsformulierung schon bei der a~tlichen Begründ~lg fUr die 

Landsvikeanordnung aufmerksBn gemacht. Diese Anoro nung \ ist bekannt­
lich nicht nach norwegiEcher;)formellen Verfassungsrecht entsprechen­

den Verfahrensformen ergangen. Sie wurde vom Höchstger~cht aber trotz-

dem für gesetzesgültig gehalten, we il im staatsnotzus t'FUid der 
Ok:,.cupationstage keine Möglichkeit bestanden habe, die f~rmellen Ver­
fassungsregeln zu beachten. Auch in anderer allgemein gijltiger Hin-

I 

sicht wird häufig mit Stsatsnotwehr norw~gischerseits operiert. Auch 
, I 

in manchen Urteilen findet der Ausdruck staatliches Notwehrrecht 
, :\ 

Erwähnung , soweit sich Norwegen darauf beruft. IfJ Urtei~', gegen den 
Kriminalsekretär Heinrich Vierke stellt d&e LagLlannsgeric,ht Oslo 
a, 17.1.48 beis::;:.ielsweiee fest: "Die Liquidierung norwegi~cher Ver­
räter in Diensten der Deutschen, die von der norwegischen Wider­

st~~dsbewegung ausgeführt \vurde, 'war keine Strafvollziehung, sondern 
eine aaf dem Notwehrrecht gebaute Sicherungsmassnahme. Es sind vor 
de:n Gericht zwar keine Beweise dafür geführt worden, dass die Wider­
st~~dsbewegLmgauch Deutsche liquidiert hat. Aber, wenn dem auch 

-

so wäre, sind d2.8 lediglich deutsche Torturisten gewesen, die 
selbst die Bestimmungen des Völ.kerrechts verletzt haben." Ausgehend 

von dem Gedanken, dass die MasEnahmen der deutschen SiCherheitspo­
lizei völkerrechtswidrig waren, stellt das Gericht in diesem Fall 

sonach eindeutig fest,dsss gegenüber Sipoangehörigen jedes 
Mittel recht war, dass sie sogar liquidiert werden konnten und 
dies alles eine auf Notwehrrecht gebaute Staats8icherungsm~§ß.A~e 

. war. Eine grössere Vt:rmischung der Rechtsbegri.ffe und eine grössere 

AUBserachtlassung des Grundsatzes, dass in Norwegen Norweger und 
Deutsche vor dem Gesetz gleich seien, gibt es wohl schwerlich 
noch einmal. Dies insbesondere, wenn man berUcksichtigt, dass 
die norwegischen Widerstandsmassnahmen häuf'ig a~ eigene Faust 
erfolgten und durch keine tnordnung seitens der Leitung der Heimat­
front, geschweige denn dur~h die Londoner Exilregierung begrgndet 
waren. Wie sollen auch Mord e, die nach eigenen Worten zu Trai­
ningszwecken erfolgten, mit einem Rechtsmantel gedeckt' werden 
können? Der bekannte Leiter einer Sabotagegruppe, Oswa1d Sunde, 
schreibt in seinem Buche, "Menn i mörke" (Männer im Dunkeln)' selbst, 
dass er häufig nach eigenen Methoden arbeitete und sich an keiner­
lei Weisungen der He~atfront gebunden hat, dass Morde häufig in 

angetrunkenem Z~8tande durchgeführt warden und dergleichen mehr. 

Wie kann sö was rechtlich gedeckt und a~f Gründe der Staatssicher­
heit zurückgefUhrt werden. Der bereits genannte Lr. Scharfenberg 
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befasste sich unter der Überschrift "Auflüsung der R€chtsbegriffe 

im Morgenbladet Oslo am 12.9.47 mit diesen Verhältnissen. Es heisst 

dort u.A.: "Die Allgemeinheit in Nor','vegen hat Anspruch, volle llar­

hei t über o.ie Liquidierungen durch öff'entliche Untersuchung der 

Fälle zu fordern. Wer sa~s als Richter über Menschen, die von der 

Verteidigung §.bgeschnitten waren? War die Todesstrafe gerechtfer­

tigt in jedem Einzelfall und sind d·ie Beweise gewissenhaft gesammelt 

und geprüft worden? Die, die zu Liquidierwlgen rieten, oder sie 

selbst auefii.."lrten, haben sie selbstverständlich als notwendige Kriegs­

handlungen angesehen. Aber können sie sich einer gerechten Untersu­

chung widersetzen? Wurden in London auch Protokolle über solche· 

Sachen geführt? "Trotz dieses und ähnlicher Hinweise setzte sich 

. die norwegische Rechtssprech"G~lg über die allgemeine Frage hip.iveg. 

Im Gegenteil. In den Urteilen gegen Deutsche wird ausgeführt, dass 

kein Staat seine eigenen Kriegsverbrecher zur Verantwor~g ziehe, 

in Fällen wo es zu Anklagen, für Patrioten kam wurde vom Höchstgericht 

festgelegt, dass diese Patrioten aus staatsnotrechtlichen Gründen 

gehandelt hätten und daher ihre Verurteilung nicht erfolgen könne. 
'!;., 

So w ei t das Verhal ten norwegischer Patrioten während der Okkupations-

zeit. Wie sehr die Auflösung der Rechtsbegriffe ger&de-iri dieser 

Hinsicht aber in das no~~egische Rechtsdenken übergegangen ist, zei­

gen 8uch mancherlei Taten, die von ehe~~ligen HeimatfrontangehöT1gen 

nach der Kapitulation ausgeführt wurden. Scharffenberg fordert in 

derrt soeben zitierten Zeitungsartikel, eine Rschtfertigung für alle 

übergriffe, die sich leider <nach der Befreiung zugetragen haben. 

Es soll hier nicht im Einzelnen auseinal1dergesetz,:t~.werden, ~?-s 

v~~/ für Übergriffe!.- Allgeme.1n ist nur zu sagen, die norwegischen Wider-
,(..;' 

standsleute setzten in ·zahllosen Fällen ihr Treiben der Okkupations-' 

zeit auch gegen die gefangenen Deutschen nach fort. Von schweren 

Bluttaten angefangen bis zu einfachsten Körperverletzungen wieder-
. - ~ 

holte sich alles. Die Norw-egerin Martha s!Ginwik hatte in einem. Buch 

uFreimiitige ÄusserungenQ einen kleinen Teil, dieser vorgekommenen 

Schandtaten gegenv.ehr19se Deutsche ve~öffentlicht,um eine öffent­

liche Untersuchung herauszufordern. Aber nur in wenigen ßßnz beson­

ders gelagerten Fällen erfolgte eine solche Untersuchwlgo_ Die Ge­

richte sprachen die HeiITLatfrontkämpfer im allgemeinen frei, da wo 

sie verurteilt wurden, waren es Strafen von wenigen Wochen, die 

zudem nicht verbüsst werden brauchten. Sie wareilOg eringfUgmg, ·dass 

sie als. Sühne für die vorgekommenen Verbrechen überhaupt nicht an­

gesehen werden konnten. Und das' Erstaunliche bei den Urteilsbegri.in­

dungen, auch in all diesen Fällen wurde auf einen staatsnotwehrzu­

stand berufen, der dahin formuliert wurde, Norwegen habe sich nach 
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der Kapitulation bei den geringen eigenen' Sicherun.gskräften gegen­
über den vielen Hunderttausenden deutschen Soldaten im Lande in ei­
nelli HotzustDnd befunden. W6nn in diesem Zuste..nd Ausschrei tungen 

erfolgt seien, so seien sie, un~er den damaligen Zeitverhältnissen 
ges~ehen, zu entschuldigen, da die Sicherheit des Lruldes sonst 
nicht hätte gewahrt werden können. Dass die Deutschen in damaliger 
Zeit völlig wehrlos waren und Unter de;:! Eindruck der Kapitulation 
moralisch zusammengebrochen waren und nicht im Geringsten noch an 
einen WiderstEUld dachten, erwähnen die Urteile mit keinem Worte. 
Zusammenfassend kann also gesagt werden, für Deutsche verneint die 
norwegische RechtEsprechung einen Staatsnotst&.lld während der Kriegs­
zeit, für Nonvegen bejaht sie ihn, sogar noch für Zeiten als die 
Feindseligkeiten eingestellt und keine Gegner mehr vorhanden waren. 

Der in einem. Falle gegenüber dem norWegischen Höchstgericht formu-

11 erte Begriff, weYlJl V8. terland gegen Va te rland stehe, habe das eige­
ne Vaterland den Vorzug, wurde für Nor\,yegen al so in Anspruch ge­
n01J21llen, den Deutschen aber verweigert. 

Ich komme darauf, dass sich in allen Verfahren die A ... Yli~~e~laßten 
darauf beriefen, aufgrillld bindender 3efehle Vorgesetzter gehwldelt 
zu haben. Im Einzelnen braucht zu dieser Form der EinlassLL'1g hier 

nichts Wesentliches gesagt werden. Es gibt weder in Nor,vegen, noch 
in a...Ylderen LändeJ'n ein Verfahren, wo sicll die Angeklagten nicht auf 
bindenden Befehl von Vorgesetzten berufen haben. In de4 Urteil ge­

gen die Südost-Generale wird in dieser Hinsicht nur festgestellt, 
wenn sich ein Angeklagter auf höheren Befehl als Verteidigung be­
rufe, . dann obliege dem Gerichtshof die Pflicht, d:i.'e Q~ellen"";fnfs 

~dlkerrechts zu 9rQfen, um festzustellen, ob eine solche 3er~fung 
gerechtfertigt sei. Die norwegischen G~richte sind dieser aber weit­
gehendst aus dem Wege gegangen. Sie stellen nur oberflächlich fest, 
dass die deutschen Gegenmaesriahmen völkerrechtswidrig waren, nach 
internationaler Abmachung Befehl nicht vor Strafe schützt und die 
Angeklagten dies alle gewusst haben oder dies hätten wissen müssen. 
Selten werden zu diesem Thema me~lr Worte .verwendet. Aber g~rade 
bei den De;J.tEchen, die in der ganzen Welt als befehlshörig beka..11.nt 
sind, hättem~ilch in Norwegen etwas mehr an Einzelheiten verlangen 
können. In vielen Urteilen findet nur der Artikel 44 des deutschen 
Militärstrafgesetzbuches.Erwilllllung, in dem den Soldaten das RGcht 
der Befehlsverweigerung bei als verbrecherisch bekannten Be:fehlen 
zugestanden wird. Die norwegischen Gerichte meinen, aufgrU.'lddie­

ses Artikels hätte ein deutscher Soldat und ebenso jeder Poli-
"zeia,ngehörige die Ausführung von verschärften Vernehmungen, EXecu­
tionen von Standgerichtsurteilen und Erschiessungen im Rahmen der 
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Gegenterroraktion bei der auch auf Standgerichtsurteilen tenden 
wurde, vel~{eigern können. Die Urteile verlangten als i~ jedem 
Einzelfall das Anstellen von Rechtserwäguuc;en durch die mit dem 
Vollzug von 11assnahmen beauftragten .Personen. Sie verlangten die-
se Er-wägungen von Personen, die keine Juristen waren. Sie verlang­
ten diese Erwägungen nach völkerrechtlichen Grunds t:Ltz en, die ZU:J 

Teil erst nach der deut~chen Kapitulation aufgestellt waren. Sie 
verlangten insgesamt also etwas, was ~vegen IJangels jeder Voraus­
setzungen von vorherein ~öglich war. Es ist darauf hingewiesen 
worden, dass bei Befehlen derjenige, der sie gab, sich vorher über 
ihre Rechtsmässigkeit klar geworden sein musste. Es ist auch darauf 
hingewiesen worden,' d2s8 eine klare Entscheidung rechtlic::;er Art zu 
diesen und jenen Massnahmeri insbesondere zu Ende des Krieges nicht 
mehr möglich war, aafl sich die Begriffe auf beiden'Seitenverwischt 
hatten. In dieser Hinsicht war ~on besonderer Bedeutung, dass ver­
schärfte Yernehmungen ja nicht eine ureigene de'"tsche EfindlL'1g, son­
dern auch bei allen Feindstaaten üblich waren, dass also gElr nicht 
einzusehen war, warum solche Massnahmen bei IJeutschen rechtswidrig 
auf der Gegenseite aber rechtsgültig sein sollten. Insbesondere 
letzeres auch auf nOT'lI'egi8cher Seite. Im Fall eines deut::chen Dol­
metschers aus stavanger hatten sich norv:egische Widerstandsleute 

,nach dessen Gefangennahme der verschäI'iten VerEehmung bedient. Vor 
dem Lagmannsgericht Kristiansand hatte der Verteidiger des Kriminal~ 
kommissars Kerner den Zeugen V 0 s s e die F'):'age vorgelegt, ob dit .. 
Militärorganisation die Durchführung verschärfter Vernehllluugen ge­
gen Deutsche ~Qr rechtlich zugelassen hat. VOsS€, der wihrend des 
Kri eges Waffeninstru.,\ctionsoffizier der Illilorg. für Südnorwegen war, 
hat diesel Frage vorbehaltlos bejaht.Alle diese Dinge waren den 
Angehö~igen deutscher Dienststellen bekanrlt. Wie sollte ein unter­
geordneter, nicht rechtsgelehrter Beamter wissen, dann seine ver­
schärften Ver-nehmungen strc:fbar seien, weI1Jl die I'iorweger das Gleil 
taten und es nicht für strafbar ansahen. DöS Gleiche gilt für die 
Durchführung von Executionen. \Vie sollte der untergeordnete Beamte 
hier erkennen, dass die Norweger berechtigt waren, ihnen lästige 
Personen erschiessen zu dürfen'und dass es ihnen selbst verwehrt 
Bein sollte, das Gleiche mit Personen der Gegenseite zu tun, selbe" 
dann, wenn sie durch ein StandgE::ri.cht in AbweseIlhe,~~ zum To~.~ ysr­
urteilt waren? Wie hatte der Unt(l rgeordnete UbE::rha:upt etwasifls' 

... rechtswidrig erkennen sollen, '/leW nach danaligem deutschen Recht 

",';':', 

. gesetzlich zugelassen war? Ihne!i allen ,war nur bekannt, d2.SS 
Deutschland als Ok.,1ru.pationsmacht sein Recht mit nach NOl"l'l'egen braf ., 

. te und das deutsche Recht gleiohsam wie eine "Rechtsglocke ll über " .. 
Norwegen lae. Ob diese Rechtsglocke völkerrechtlich zulässig und 
einwandfrei war, das zu pr-üfen, oblag ihnen keinesfalls~ 

~s sind"hier nur einige der Grundprinzipien gestreift wor~en, die 
bei ordnwlgsgerechter Prüfung und leidenschaftsloser objektiver A 
wendung zweifelsfrei in den meisten XXRI Kriegsverbrechei'prozess8 
in Norwegen zu Freisprüchen hätten führen müssen. Es kann hier ja 
sogar gesagt werden, dass die Anerkennung nur 'einer einzigen die 

·ser Einlassungserklärullgen·jeden Freispruch schon begründet hätte 
Die Nichtbeachtung zeigt nur, in welcher Form und zu welchem Zw~c 
die Kriegsverbrecherprozesse hier gestartet wurden. 
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